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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kliesing, Dr. Mertes (Gerolstein), 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach, Dr. Marx, Pfeifer, Lenzer, Dr. Narjes, Dr. Schulze-Vorberg, 
Dr. Wörner, Biehle, Schmidhuber, Stücklen, Kunz (Berlin), Dr. Todenhöfer, Ey und 
Genossen 

- Drucksache 7/2296 - 

betr. Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen vom 1. Juli 1968; 
Verifikationsabkommen IAEO-EURATOM vom 5. April 1973 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat mit Schreiben vom 5. Juli 1974 die Kleine 
Anfrage im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Forschung und Technologie wie folgt beantwortet: 


1. Mißt die Bundesregierung der Erfüllung der Zusage der Ver- 
einigten Staaten und Großbritanniens, ihre mit unseren An- 
lagen konkurrierenden zivilen Nuklearanlagen internationalen 
Sicherheitskontrollen zu unterwerfen, nach wie vor eine für 
den endgültigen deutschen Beitritt zum NV-Vertrag maßgeb- 
liche, Treu und Glauben berührende Bedeutung bei? 


Ja. 


2. Wenn ja, auf welche Weise will die Bundesregierung sicher- 
stellen, daß diese Zusagen befriedigend erfüllt werden? 

Die Bundesregierung steht mit der amerikanischen und briti- 
schen Regierung in einem laufenden Meinungsaustausch über 
diese Fragen, um zu erreichen, daß beide Regierungen ihre 
Zusagen in einer unseren Interessen entsprechenden Weise 
erfüllen werden. In Großbritannien finden bereits jetzt Siche- 
rungsmaßnahmen aufgrund des Euratom-Vertrages statt. 


3. Hat die Bundesregierung die amerikanische und die britische 
Regierung davon in Kenntnis gesetzt, daß das Deutsche Atom- 
forum seine konstruktive Haltung gegenüber dem NV-Vertrag 
nur in der Erwartung einer Erfüllung der genannten britischen 
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und amerikanischen Zusagen eingenommen hat und noch am 

3. Oktober 1973 feststellte: 

„Eine ungleichmäßige Belastung der weltweit konkurrie- 
renden Anlagen mit Kontrollaufwendungen kann zu einer 
Lebensfrage für die deutsche kerntechnische Industrie wer- 
den"? 

Die in dem zitierten Satz zum Ausdruck gekommene grund- 
sätzliche Einstellung der deutschen Industrie ist der amerika- 
nischen und britischen Seite wiederholt erläutert worden und 
daher bekannt. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die eindeutige 
Erfüllung der britischen und amerikanischen Zusagen ange- 
sichts der wachsenden Bedeutung der Kernenergie für die 
deutsche Kernindustrie von größter Bedeutung sein wird? 


Die Erfüllung der amerikanischen und britischen Zusagen ist 
für die deutsche Kernindustrie von Bedeutung. In diesem Zu- 
sammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die deutsche 
Kernindustrie der Bundesregierung noch keine Angaben dar- 
über vorgelegt hat, welche finanziellen Lasten ihr durch zusätz- 
liche Sicherungsmaßnahmen nach dem Verifikationsabkommen 
entstehen könnten. 


5. Wie steht es derzeit mit den Aussichten, daß die Abkommen 
über die freiwillige Unterstellung der zivilen Kernenergie- 
tätigkeiten in den Vereinigten Staaten und Großbritannien 
unter IAEO-Sicherheitskontrollen bald abgeschlossen werden 
und inhaltlich so ausgestaltet sind, daß die wirtschaftliche und 
wissenschaftliche Chancengleichheit zwischen amerikanischen, 
britischen und deutschen zivilen Kerntätigkeiten gewährleistet 
ist? 


Die Bundesregierung rechnet damit, daß die Verhandlungen 
der amerikanischen und britischen Regierung mit der IAEO bis 
zum Jahresende und damit in engem zeitlichen Zusammenhang 
mit dem Beitritt der Bundesrepublik zum NV-Vertrag abge- 
schlossen sein werden. Es ist zu erwarten, daß die Abkommen 
die Chancengleichheit der deutschen Kernindustrie gegenüber 
den Kernindustrien der USA und Großbritannien auf wirtschaft- 
lichem wie auf wissenschaftlichem Gebiet wahren werden. 


6. Besteht trotz der bisherigen ablehnenden Haltung der Sowjet- 
regierung Aussicht, daß auch die Sowjetunion IAEO-Sicher- 
heitskontrollen akzeptiert? Wenn ja, wann beginnen die ent- 
sprechenden Verhandlungen zwischen der IAEO und der 
Sowjetunion? Wenn nein, was wird getan, um die Sowjetunion 
zu freiwilligen Unterstellungen - parallel zu den amerikani- 
schen und britischen Zusagen - im Hinblick auf internatio- 
nale Chancengleichheit im wirtschaftlichen Bereich zu veran- 
lassen? 

Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, sich zu den lang- 
fristigen Absichten der Sowjetunion in bezug auf die frei- 
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willige Unterstellung ihrer friedlichen Kernanlagen zu äußern. 
Sie hielte ein sowjetisches Entgegenkommen in dieser Frage 
jedoch aus politischen und psychologischen Gründen für wün- 
schenswert. Wegen der geringen Beteiligung der sowjetischen 
Kernindustrie am Weltmarkt und ihrer nicht nur auf wirtschaft- 
lichen Erwägungen beruhenden Preisgestaltung sind Wettbe- 
werbsnachteile der deutschen Kernindustrie gegenüber der 
sowjetischen allein aufgrund der in der Bundesrepublik durch- 
geführten IAEO-Sicherungsmaßnahmen jedoch kaum zu erwar- 
ten. 


7. Wann beginnt das Zustimmungsverfahren zum NV-Vertrag im 
japanischen Parlament? 

Das Vertrags werk dürfte dem japanischen Parlament zu Beginn 
des Jahres 1975 vorgelegt werden. 


8. Ist im Fall der Einbringung des Zustimmungsgesetzes zum 
NV-Vertrag durch die japanische Regierung mit Sicherheit zu 
erwarten, daß die erforderliche Mehrheit des japanischen 
Reichstages dem NV-Vertrag zustimmen wird? 

Mit der Zustimmung des Parlaments wird gerechnet. 


9. Welches ist der Stand der Verhandlungen IAEO-Japan über 
ein Abkommen betreffend Sicherheitskontrollen der zivilen 
japanischen Kernenergietätigkeit? 

Zwischen Japan und der IAEO haben Gespräche über den Ab- 
schluß eines Sicherheitskontrollabkommens aufgrund des NV- 
Vertrages stattgefunden. Diese Gespräche sind im vergangenen 
November unterbrochen worden und sollen nach japanischer 
Auskunft erst fortgesetzt werden, wenn in Japan eine Entschei- 
dung über die Ratifizierung des NV-Vertrages gefallen ist. 
Japan strebt den Abschluß eines Sicherheitskontrollabkommens 
an, das weitgehend dem Verifikationsabkommen zwischen Eu- 
ratom und der IAEO entspricht. Die IAEO scheint bereit zu 
sein, diesem Wunsch zu entsprechen und bei der Festlegung 
ihrer Routineinspektionen das in Aufbau befindliche nationale 
japanische Sicherheitskontrollsystem zu berücksichtigen. 
Nähere Einzelheiten sind nicht bekannt, da derartige Verhand- 
lungen in der IAEO - wie auch früher im Falle Euratoms - ver- 
traulich geführt werden. 


10. Welche Ergebnisse erwartet die Bundesregierung von der Kon- 
ferenz der NV-Vertrags-Parteien zur Überprüfung der Wir- 
kungsweise des NV-Vertrages nach 1975? 

Die Ergebnisse der Überprüfungskonferenz werden sich erst 
nach Abschluß auch der beiden noch ausstehenden Sitzungen 
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des Vorbereitungsausschusses (August/September 1974, Januar/ 
Februar 1975) in etwa voraussehen lassen. Aufgrund der Ergeb- 
nisse der 1. Sitzung des Vorbereitungsausschusses kann man 
annehmen, daß folgende Themen besonderes Interesse bean- 
spruchen werden: 

a) Die Universalität des NV- Vertrages. 

b) Die Verpflichtung der Kernwaffenmächte gemäß Artikel VI 
NW 

c) Die Sicherung des spaltbaren Materials (in den Kernanlagen 
selbst und beim Transport). 


11. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung selbst für den 
Ablauf dieser Konferenz? 

Bisher ist es noch nicht sicher, ob die Bundesrepublik Deutsch- 
land an der Überprüfungskonferenz teilnehmen kann, da die 
Teilnahme nur Vertragsparteien des NV- Vertrages offen steht. 
Auch aus diesem Grunde ist die Bundesregierung bemüht, die 
Ratifikationsurkunden zum NV-Vertrag rechtzeitig zu hinter- 
legen. Allerdings hängt der Zeitpunkt der Hinterlegung nicht 
allein von unserer Entscheidung ab. Für den Fall, daß wir bis 
zum Beginn der Überprüfungskonferenz nicht Vertragspartner 
sein sollten, hoffen wir, als Beobachter daran teilnehmen zu 
können. 

Angesichts der durch den indischen Nukleartest geschaffenen 
Lage hält es die Bundesregierung für verfrüht, Vorstellungen 
über den Ablauf der Überprüfungskonferenz zu entwickeln. 


12. Wie bewertet die Bundesregierung derzeit - auch im Hinblick 
auf die indische Atomexplosion - die Fortschritte, die bei der 
Erfüllung der sich aus Artikel VI des NV- Vertrages ergeben- 
den atomaren Rüstungsstopp- und Abrüstungsverpflichtungen, 
d. h. der Geschäftsgrundlage des NV-Vertrages, gemacht wur- 
den? 


Die Bundesregierung ist wie ihre Vorgängerin der Auffassung, 
daß die Kernwaffenmächte ihrer Verpflichtung aus Artikel VI 
NW gerecht werden müßten, wenn die wünschenswerte Aus- 
gewogenheit von Leistung und Gegenleistung im Rahmen des 
Vertrages erreicht werden soll. Die Nuklearmächte können die- 
se Gegenleistung zum Nuklearverzicht der Nichtkernwaffen- 
staaten vor allem durch die Begrenzung der vertikalen Proli- 
feration erbringen. Daher verfolgt die Bundesregierung die de- 
zeitigen Verhandlungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion über die Begrenzung strategischer Waffen mit 
größtem Interesse; sie bewertet die bisherigen Fortschritte posi- 
tiv, wenn sie auch einen schnelleren Fortgang begrüßen würde,. 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2375 


13. Fällt die Zündung eines atomaren Sprengsatzes durch Indien 
am 19. Mai 1974 unter die „Erforschung, Erzeugung und Ver- 
wendung von Kernenergie für friedliche Zwecke" im Sinne 
der Artikel IV und V des NV- Vertrages oder - umgekehrt - 
unter das Verbot der Herstellung und des Erwerbs „sonstiger 
Kernsprengkörper" im Sinne des Artikels II des NV-Vertrages? 

Falls Indien Partei des NV-Vertrages wäre, würde die der Zün- 
dung voraufgegangene Herstellung des Kernsprengsatzes unter 
das Verbot des Artikels II NW fallen. 


14. Akzeptiert Indien IAEO-Sicherheitskontrollen? Wenn ja, wie 
ist der Stand der laufenden Verhandlungen oder getroffenen 
Abmachungen? Wenn nein, wie sichert sich Indien die Beschaf- 
fung besonderen spaltbaren Materials, das es für seine nukle- 
are Weiterentwicklung benötigt? 

Indien hat Sicherungsmaßnahmen für seine drei in Betrieb 
befindlichen Kernkraftwerke akzeptiert, die ihm aufgrund von 
mit Kanada und den USA abgeschlossenen bilateralen Zusam- 
menarbeitsabkommen geliefert worden sind. Die Zuständigkeit 
für diese Sicherungsmaßnahmen wurde 1971 durch Abkommen 
zwischen den USA bzw. Kanada, Indien und der IAEO auf die 
IAEO übertragen. Die Sicherungsmaßnahmen erstrecken sich 
auch auf das für diese Reaktoren gelieferte spaltbare Material. 
Für ein weiteres im Bau befindliches Kernkraftwerk, das mit 
Natururan betrieben werden wird, und das Indien ohne fremde 
Hilfe errichtet, sind die IAEO-Sicherungsmaßnahmen nicht vor- 
gesehen. Indien verfügt außerdem über vier Forschungs- 
reaktoren, die keinen IAEO-Sicherungsmaßnahmen unter- 
liegen. 


15. Wie bewertet die Bundesregierung die Auswirkung der Er- 
höhung der Zahl der Atommächte auf sechs für die Chance 
der Erwartung, daß dem NV- Vertrag zumindest alle sogenann- 
ten Schwellenmächte beitreten, nachdem Artikel IX des NV- 
Vertrages die Zahl der Kernwaffenstaaten auf fünf begrenzt? 

Nach den bisher vorliegenden Informationen haben sich bei 
einigen Schwellenmächten die Aussichten auf den Beitritt zum 
NV-Vertrag infolge des indischen Atomtests verschlechtert. In 
erster Linie ist es jetzt Sache der Depositarmächte des NV-Ver- 
trages, der USA, der Sowjetunion und auch Großbritanniens, 
ihre Nichtverbreitungspolitik zu stützen und durchzusetzen. 


16. Wie beurteilen insbesondere 

— Argentinien, Brasilien, Israel, Süd-Afrika, Pakistan und 
Saudi-Arabien, die den NV-Vertrag nicht unterzeichnet 
haben, 

— Japan, Italien und Ägypten, die den NV-Vertrag nicht rati- 
fiziert haben, 

— Kanada, Schweden und Australien, die den Vertrag bereits 
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ratifiziert haben, obwohl sie aus wirtschaftlichen Gründen 
an der Verwendung atomarer Sprengsätze interessiert sind, 

die rüstungskontrollpolitischen und politischen Auswirkungen 
des indischen Atomtests? 

Mehrere Staaten, insbesondere Kanada, Japan, Schweden und 
die Niederlande, haben ihre Sorge geäußert, daß die Politik 
der Nichtverbreitung von Atomwaffen infolge der indischen 
Kernexplosion ernste Rückschläge erleiden könnte, da sich 
Nukleartests für friedliche und militärische Zwecke technisch 
nicht unterscheiden. Australien und Neuseeland haben den 
Kernsprengversuch in Indien ebenfalls bedauert. 

Pakistan fordert Garantien der Kernwaffenstaaten für seine 
Sicherheit. 

Der saudische Außenminister erklärte, daß Indien weder der 
erste noch der letzte Staat sei, der Nukleartests unternehme. 

Italien, Argentinien, Brasilien, Israel, Ägypten und Südafrika 
haben nicht öffentlich Stellung genommen. 


17. Wie bewerten die bisherigen fünf Kernwaffenstaaten USA, 
UdSSR, China, Großbritannien und Frankreich die Ausweitung 
des „Atomclubs" um einen weiteren Staat? 


Washington erklärte, daß die Vereinigten Staaten nach wie vor 
gegen eine Proliferation ein treten. 

Die britische Regierung bekräftigte ihre Absicht, auf eine gene- 
relle Annahme und Verbreitung des NV-Vertrages hinzu- 
wirken. 

Moskau, Peking und Paris haben keine öffentliche Stellung- 
nahme abgegeben. 


18. Ist die indische Atomexplosion für die Frage, ob die Ratifika- 
tionsurkunden zum NV-Vertrag hinterlegt werden sollen oder 
nicht, für die Bundesregierung und für die Regierungen der 
übrigen nicht-nuklearen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft, die den NV-Vertrag bisher noch nicht ratifiziert 
haben, von Bedeutung? 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, von der von 
ihr vertretenen Politik der Nichtverbreitung von Kernwaffen 
abzurücken. Sie wirkt darauf hin, dem NV-Vertrag gemeinsam 
mit ihren Euratompartnern beizutreten und das Verifikations- 
abkommen in Kraft zu setzen. 


19. Auf welche Beträge beläuft sich die Entwicklungshilfe im um- 
fassenden Wortsinn, die - direkt und indirekt, bilateral und 
multilateral - zu Lasten deutscher öffentlicher Haushalte, d. h. 
des deutschen Steuerzahlers, seit der deutschen Unterzeich- 
nung des Atomsperrvertrages, d. h. in den Jahren 1970/71/72/ 
73/74 an Indien geleistet wurden bzw. wird? 

Indien hat in den vergangenen Jahren die nachstehende Wirt- 
schaftshilfe erhalten: 
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I. Bilaterale Leistungen (1974 nur Zusagen) 

a) Kapitalhilfe (einschl. Umschuldung) (sog.: ODA = Official Development Aid) und sonstige 
Kredite aus öffentlichen Mitteln (sog. OOF = other official flows) 


Mio DM 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

(Zusagen) 

Bruttozahlungen 

243,4 

217,3 

292,6 

366,6 

350 

(einschl. Umschuldung) 

Rückflüsse 

154,2 

142,2 

189,2 

333,6 

ca. 324 

(einschl. Umschuldung) 

Netto 

89,2 

75,1 

103,4 

33,0 

26 

(Netto-Zusage) 

Technische Hilfe i.w.S. 
(Zuschüsse einschl. 
Bildunghilfe, Kirchen- 
hilfe etc.) 

70,8 

77,7 

70,3 

81,3 

77,2 

(Zusagen) 

Gesamtleistungen 
(netto) a) + b) 

160,0 

152,8 

173,7 

114,3 

103,2 

(Netto-Gesamtzusage) 


Gesamtsumme 1970 


bis 1974 704,0 


II. Multilaterale Leistungen (Deutsche Beiträge) 


(Mio DM) 
a) Weltbank 


1970 1971 1972 
19,7 22,8 12,7 


1973 

7,0 


1974 

7,0 


Summe 1970 bis 74 
69,2 


Indischer Anteil an den Weltbankzusagen 
in der gleichen Zeit: 
ca. 5 % = 3,5 Mio DM 


b) IDA (Internationale 
Entwicklungshilfe- 
organisationen) 142,8 264,6 245,8 353,0 381,4 1387,6 

Anteil Indiens an den IDA-Zusagen liegt 

zwischen 38 und 40 °/o 

39 % von 1387,6 = 541,5 Mio DM 


Es ergibt sich somit in der gleichen Zeit ein 
indischer Anteil an den deutschen Leistun- 


gen zur IDA und Weltbank 

zwischen 



1970 bis 74 von 

ca. 

545 

Mio DM 

Rückflüsse (geschätzt) 

ca. 

24 

Mio DM 

Netto-Zusagen 

ca. 

521 

Mio DM 


c) VN-Bereich indischer Anteil ca. 7°/o von deutschen 

(vor allem UNDP) Beiträgen von ca 

oder ca 

d) Asiatische Entwicklungsbank: Indien hat bisher keine Hilfe erhalten 
Multilaterale deutsche Hilfe (Gesamtsumme netto) 1970 bis 1974 ca. 530 Mio DM 


(1972 bis 76) 

50 Mio US $ 
9 Mio DM 


III. Gesamtsumme I und II Deutsche Nettohilfe an Indien (bilateral und multilateral) 
1234 Mio DM (Annäherungswert) 

Der Anteil Indiens an den berechneten deutschen öffentlichen Nettoleistungen 
(ODA + OOF) beläuft sich 1970 bis 73/74 auf ca. 9 %. 
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20. Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung nach den ihr 
vorliegenden Informationen die Gesamtkosten, die Indien auf- 
bringen mußte, um nach seiner Weigerung, den Atomwaffen- 
sperrvertrag zu unterzeichnen, die Zündung eines nuklearen 
Sprengsatzes zu schaffen? 

Nach den Angaben der indischen Regierung hat das gesamte 
Nuklearprogramm des Landes in den vergangenen 20 Jahren 
1 Mrd. US $ gekostet. Im Vordergrund stehen hierbei Forschung 
und Elektrizitätserzeugung. 
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